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Migration, Teilhabe und Staatsangehörigkeitsrecht 
 
Migration war und ist schon immer Teil der Geschichte 
unseres Landes. Einwanderinnen und Einwanderer, ihre 
Kinder und Enkel haben unser Land mit aufgebaut und 
geprägt. Symbolisch steht dafür das 60-jährige Jubiläum 
des Anwerbeabkommens mit der Türkei. 
 
Die nationalen Minderheiten – die dänische Minderheit, 
die friesische Volksgruppe, die deutschen Sinti und Ro-
ma sowie das sorbische Volk – sind selbstverständlicher 
Teil unserer vielfältigen Gesellschaft. 
 
Das gleiche gilt für das kulturelle Erbe der Vertriebenen, 
Aussiedlerinnen und Aussiedler sowie der Spätaussied-
lerinnen und Spätaussiedler. 
 
Für mehr Repräsentanz und Teilhabe werden wir ein 
Partizipationsgesetz vorlegen mit dem Leitbild „Einheit in 
Vielfalt“ und die Partizipation der Einwanderungsgesell-
schaft stärken (etwa durch Einführung eines Partizipati-
onsrates). In der Bundesverwaltung und in den Unter-
nehmen mit Bundesbeteiligung führen wir eine ganzheit-
liche Diversity-Strategie mit konkreten Fördermaßnah-
men, Zielvorgaben und Maßnahmen für einen Kultur-
wandel ein. Die Migrantenselbstorganisationen, die auf 
dem Boden unserer freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung stehen, sind dabei wichtige Partnerinnen und 
Partner. 



Um neue Potenziale für den Wirtschafts- und Wissen-
schaftsstandort Deutschland zu erschließen, wollen wir, 
dass Menschen aus anderen Ländern in unserem Land 
leichter studieren oder eine Ausbildung machen können. 
 
Wir schaffen ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht. 
Dafür werden wir die Mehrfachstaatsangehörigkeit er-
möglichen und den Weg zum Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit vereinfachen. 
 
Eine Einbürgerung soll in der Regel nach fünf Jahren 
möglich sein, bei besonderen Integrationsleistungen 
nach drei Jahren. Eine Niederlassungserlaubnis soll 
nach drei Jahren erworben werden können. In Deutsch-
land geborene Kinder ausländischer Eltern werden mit 
ihrer Geburt deutsche Staatsbürgerinnen bzw. Staats-
bürger, wenn ein Elternteil seit fünf Jahren einen recht-
mäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. Für zu-
künftige Generationen prüfen wir, wie sich ausländische 
Staatsbürgerschaften nicht über Generationen vererben. 
 
In Anerkennung ihrer Lebensleistung wollen wir die Ein-
bürgerung für Angehörige der sogenannten Gastarbei-
tergeneration erleichtern, deren Integration lange Zeit 
nicht unterstützt wurde, indem wir für diese Gruppe das 
nachzuweisende Sprachniveau senken. Zudem schaffen 
wir eine allgemeine Härtefallregelung für den erforderli-
chen Sprachnachweis. Das Einbürgerungserfordernis 
der „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ 
werden wir durch klare Kriterien ersetzen. Wir werden 
mit einer Kampagne über die Möglichkeiten zum Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit werben und begrü-
ßen die Durchführung von Einbürgerungsfeiern aus-
drücklich. 



  
  
Integration, Migration, Flucht 
 
Wir wollen einen Neuanfang in der Migrations- und In-
tegrationspolitik gestalten, der einem modernen Einwan-
derungsland gerecht wird. Dafür brauchen wir einen Pa-
radigmenwechsel: Mit einer aktiven und ordnenden Poli-
tik wollen wir Migration vorausschauend und realistisch 
gestalten. Wir werden irreguläre Migration reduzieren 
und reguläre Migration ermöglichen. Wir stehen zu unse-
rer humanitären Verantwortung und den Verpflichtun-
gen, die sich aus dem Grundgesetz, der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK), der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) und dem Europarecht erge-
ben, um Geflüchtete zu schützen und Fluchtursachen zu 
bekämpfen. 
 
 
Aufenthalts- und Bleiberecht 
 
Wir wollen die Visavergabe beschleunigen und verstärkt 
digitalisieren. Auch um transnationale Arbeitsmigration 
zu ermöglichen, wollen wir, dass Aufenthaltsgenehmi-
gungen nicht bei vorübergehenden Auslandsaufenthal-
ten erlöschen. 
 
 Wir streben ein in sich stimmiges, widerspruchsfreies 
Einwanderungsrecht an, das anwenderfreundlich und 
systematisiert idealerweise in einem Einwanderungs- 
und Aufenthaltsgesetzbuch zusammengefasst wird. 
 
Wir werden das komplizierte System der Duldungstatbe-
stände ordnen und neue Chancen für Menschen schaf-



fen, die bereits ein Teil unserer Gesellschaft geworden 
sind: Gut integrierte Jugendliche sollen nach drei Jahren 
Aufenthalt in Deutschland und bis zum 27. Lebensjahr 
die Möglichkeit für ein Bleiberecht bekommen (§ 25a 
Aufenthaltsgesetz, AufenthG). Besondere Integrations-
leistungen von Geduldeten würdigen wir, indem wir nach 
sechs bzw. vier Jahren bei Familien ein Bleiberecht er-
öffnen (§ 25b AufenthG). 
 
Der bisherigen Praxis der Kettenduldungen setzen wir 
ein Chancen-Aufenthaltsrecht entgegen: Menschen, die 
am 1. Januar 2022 seit fünf Jahren in Deutschland le-
ben, nicht straffällig geworden sind und sich zur freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung bekennen, sollen 
eine einjährige Aufenthaltserlaubnis auf Probe erhalten 
können, um in dieser Zeit die übrigen Voraussetzungen 
für ein Bleiberecht zu erfüllen (insbesondere Lebensun-
terhaltssicherung und Identitätsnachweis gemäß §§ 25 a 
und b AufenthG). 
 
Wir wollen Geduldeten in der Ausbildung und ihren Be-
trieben mehr Rechtssicherheit durch eine Aufenthaltser-
laubnis (§ 60 c AufenthG) verleihen. Die Beschäfti-
gungsduldung wollen wir entfristen und Anforderungen 
realistisch und praxistauglicher fassen. Die „Duldung 
light“ schaffen wir ab. Tragen Geduldete nicht zur Klä-
rung ihrer Identität bei, wird der Zeitraum der Duldung 
nicht für ein Bleiberecht angerechnet. Wir werden die 
Klärung der Identität einer Ausländerin oder eines Aus-
länders um die Möglichkeit, eine Versicherung an Ei-
des statt abzugeben, erweitern und werden hierzu eine 
gesetzliche Regelung im Ausländerrecht schaffen. 
 



Arbeitsverbote für bereits in Deutschland Lebende 
schaffen wir ab. Einem an sich bestehenden Anspruch 
auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis steht ein laufen-
des Asylverfahren nicht entgegen, sofern bei Einreise 
die Voraussetzungen für die Aufenthaltserlaubnis bereits 
vorlagen.  
 
Wir wollen eine präzisere Regelung für Opfer häuslicher 
oder partnerschaftlicher Gewalt, die nur ein abgeleitetes 
Aufenthaltsrecht besitzen. Auch Opfer von Menschen-
handel sollen ein Aufenthaltsrecht unabhängig von ihrer 
Aussagebereitschaft erhalten. 
 
 
Integration 
 
Für eine möglichst rasche Integration wollen wir für alle 
Menschen, die nach Deutschland kommen von Anfang 
an Integrationskurse anbieten. Die Kurse müssen pass-
genau und erreichbar sein. Die Bedingungen für Kurs-
träger, Lehrende und Teilnehmende wollen wir verbes-
sern. Kinder und Jugendliche sollen schnell Zugang zu 
Bildung bekommen. Deswegen wollen wir schulnahe 
Angebote kurz nach ihrer Ankunft in Deutschland. 
 
Wir wollen eine Verstetigung der Beteiligung des Bundes 
an den flüchtlingsbezogenen Kosten der Länder und 
Kommunen und zudem die Unterstützung des Bundes in 
Form der Mittel, die für Integration verwendet werden, 
fortsetzen. Dabei wollen wir insbesondere rechtskreis-
übergreifende, vernetzte Kooperation in der kommuna-
len Integrationsarbeit (finanziell) stärken und weiterent-
wickeln. 
 



Wir schaffen ein Bundesprogramm zu Stärkung der ge-
sellschaftlichen Teilhabe und Integration von Menschen 
aus (Süd)ost-Europa. 
 
Die Migrationsberatung des Bundes (Jugendmigrations-
dienste, Migrationsberatung für erwachsene Zuwande-
rinnen und Zuwanderer) und die 
Migrantenselbstorganisationen werden wir angemessen 
fördern. Für eine schnelle und nachhaltige Arbeitsmarkt-
integration werden wir die auf den Integrationskursen 
aufbauenden Berufssprachkurse stärker fördern und die 
Mittel verstetigen. 
 
Die Meldepflichten von Menschen ohne Papiere wollen 
wir überarbeiten, damit Kranke nicht davon abgehalten 
werden, sich behandeln zu lassen. Wir halten es für er-
forderlich, die psychosoziale Hilfe für geflüchtete Men-
schen zu verstetigen. 
 
 
Asylverfahren 
 
Asylverfahren müssen fair, zügig und rechtssicher ablau-
fen. Für schnellere Verfahren wollen wir das Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entlasten. 
Deshalb wird die Widerrufsprüfung künftig wieder an-
lassbezogen erfolgen. Auch werden wir dafür sorgen, 
dass Verwaltungsgerichte durch qualitativ hochwertige 
Entscheidungen des BAMF entlastet werden. 
 
Wir wollen schnellere Entscheidungen in Asylprozessen 
sowie eine Vereinheitlichung der Rechtsprechung und 
werden dazu zügig einen Gesetzentwurf vorlegen. 
 



Weiter führen wir eine flächendeckende, behördenunab-
hängige Asylverfahrensberatung ein, um mit informierten 
Antragstellerinnen und Antragstellern für eine Verfah-
rensbeschleunigung zu sorgen. 
 
Vulnerable Gruppen wollen wir von Anfang an identifizie-
ren und besonders unterstützen. 
 
Das Konzept der AnkER-Zentren wird von der Bundes-
regierung nicht weiterverfolgt. 
 
Familienzusammenführung muss im Sinne der Integrati-
on und der Aufnahmefähigkeit der Gesellschaft gestaltet 
werden. Wir werden die Familienzusammenführung zu 
subsidiär Geschützten mit den GFKFlüchtlingen gleich-
stellen. Wir werden beim berechtigten Elternnachzug zu 
unbegleiteten Minderjährigen die minderjährigen Ge-
schwister nicht zurücklassen. Zum Ehepartner oder zur 
Ehepartnerin nachziehende Personen können den erfor-
derlichen Sprachnachweis auch erst unverzüglich nach 
ihrer Ankunft erbringen. 
 
Wir werden das Asylbewerberleistungsgesetz im Lichte 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
weiterentwickeln. Wir wollen den Zugang für Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber zur Gesundheitsversorgung 
unbürokratischer gestalten. Minderjährige Kinder sind 
von Leistungseinschränkungen bzw. -kürzungen auszu-
nehmen. 
 
Nicht jeder Mensch, der zu uns kommt, kann bleiben. 
Wir starten eine Rückführungsoffensive, um Ausreisen 
konsequenter umzusetzen, insbesondere die Abschie-
bung von Straftätern und Gefährdern. 



 
Der Bund wird die Länder bei Abschiebungen künftig 
stärker unterstützen. Wir werden unserer besonderen 
humanitären Verantwortung gerecht und Kinder und Ju-
gendliche grundsätzlich nicht in Abschiebehaft nehmen. 
Die freiwillige Ausreise hat stets Vorrang. Die staatliche 
Rückkehrförderung für Menschen ohne Bleiberecht wol-
len wir finanziell besser ausstatten. Um freiwillige Aus-
reisen zu fördern, wollen wir staatliche und unabhängige 
Rückkehrberatung systematisieren und stärken. Wir 
streben an, dass die zuständige oberste Bundesbehörde 
für einzelne Herkunftsländer einen temporären nationa-
len Abschiebestopp erlassen kann. 
 
Asylanträge aus Ländern mit geringen Anerkennungs-
quoten werden zur Verfahrensbeschleunigung priorisiert. 
 
 
Europäische und internationale Flüchtlingspolitik 
 
Wir wollen neue praxistaugliche und partnerschaftliche 
Vereinbarungen mit wesentlichen Herkunftsländern un-
ter Beachtung menschenrechtlicher Standards schlie-
ßen. Diese Vereinbarungen sollen ein Gesamtkonzept 
umfassen wie z. B. den Ausbau von wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit, Technologie-Transfer, Visa-
Erleichterungen, Qualifizierungsmaßnahmen für den 
deutschen Arbeitsmarkt, Jobbörsen und die Zusammen-
arbeit bei der Rückkehr abgelehnter Asylsuchender. Der 
Abschluss möglicher Abkommen wird nicht von finanziel-
ler Unterstützung im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit abhängig gemacht. Zur Gestaltung solcher 
Migrationsabkommen setzt die Bundesregierung einen 
Sonderbevollmächtigten ein. 



 
Wir setzen uns für eine grundlegende Reform des Euro-
päischen Asylsystems ein. Unser Ziel ist eine faire Ver-
teilung von Verantwortung und Zuständigkeit bei der 
Aufnahme zwischen den EU-Staaten. 
 
Wir wollen bessere Standards für Schutzsuchende in 
den Asylverfahren und bei der Integration in den EU-
Staaten. Wir wollen irreguläre Migration wirksam redu-
zieren und Ursachen für die lebensgefährliche Flucht 
bekämpfen. Wir wollen die illegalen Zurückweisungen 
und das Leid an den Außengrenzen beenden. 
 
Der Asylantrag von Menschen, die in der EU ankommen 
oder bereits hier sind, muss inhaltlich geprüft werden.  
 
Die EU und Deutschland dürfen nicht erpressbar sein. 
Wir wollen verhindern, dass Menschen für geopolitische 
oder finanzielle Interessen instrumentalisiert werden. 
Deshalb setzen wir uns für rechtsstaatliche Migrations-
abkommen mit Drittstaaten im Rahmen des Europa- und 
Völkerrechts ein. 
 
Wir werden hierfür prüfen, ob die Feststellung des 
Schutzstatus in Ausnahmefällen unter Achtung der GFK 
und EMRK in Drittstaaten möglich ist. 
 
Auf dem Weg zu einem gemeinsamen funktionierenden 
EU-Asylsystem wollen wir mit einer Koalition der auf-
nahmebereiten Mitgliedstaaten vorangehen und aktiv 
dazu beitragen, dass andere EU-Staaten mehr Verant-
wortung übernehmen und EU-Recht einhalten. Die Auf-
nahmebereitschaft in Deutschland und der EU wollen wir 
stützen und fördern. 



 
Wir wollen, dass Frontex auf Grundlage der Menschen-
rechte und des erteilten Mandats zu einer echten EU-
Grenzschutzagentur weiterentwickelt wird. Das Ziel 
muss ein wirksamer und rechtsstaatlicher Außengrenz-
schutz sein, der transparent ist und parlamentarisch kon-
trolliert wird. Frontex soll sich im Rahmen des Mandats 
bei der Seenotrettung aktiv beteiligen. 
 


